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Text 

Erhebungen des Amtes für Betrugsbekämpfung 

§ 12. (1) Das Amt für Betrugsbekämpfung ist berechtigt, das Bereithalten der Unterlagen nach den 
§§ 21, 21a und 22 zu überwachen sowie in Bezug auf Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort 
außerhalb Österreichs, die nicht dem ASVG unterliegen, die zur Kontrolle des unter Beachtung der 
jeweiligen Einstufungskriterien zustehenden Entgelts (Lohnkontrolle) im Sinne des § 29 erforderlichen 
Erhebungen durchzuführen. Die Organe des Amtes für Betrugsbekämpfung sind berechtigt, 

 1. die Betriebsstätten, Betriebsräume und auswärtigen Arbeitsstätten oder Arbeitsstellen sowie die 
Aufenthaltsräume der Arbeitnehmer ungehindert zu betreten und Wege zu befahren, auch wenn 
dies sonst der Allgemeinheit untersagt ist, 

 2. von den dort angetroffenen Personen Auskünfte über alle für die Erhebung nach Abs. 1 
maßgebenden Tatsachen zu verlangen, wenn Grund zur Annahme besteht, dass es sich bei diesen 
Personen um Arbeitgeber oder um Arbeitnehmer handelt, 

 3. in die zur Erhebung erforderlichen Unterlagen (§§ 21, 21a und 22) Einsicht zu nehmen, 
Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen und – soweit kein Einsatz mobiler Arbeitnehmer im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2020/1057 oder von Anhang 31 Teil A Abschnitt 2 des Abkommens 
mit dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland vorliegt – die Übermittlung 
dieser Unterlagen zu fordern, wobei die Unterlagen bis zum Ablauf des der Aufforderung 
zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Erfolgt bei innerhalb eines Arbeitstages 
wechselnden Arbeits(Einsatz)orten die Kontrolle nicht am ersten Arbeits(Einsatz)ort, sind die 
Unterlagen dem Amt für Betrugsbekämpfung nachweislich zu übermitteln, wobei die Unterlagen 
bis zum Ablauf des der Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die 
Übermittlung gebührt kein Ersatz der Aufwendungen, 

 4. die Übermittlung von im § 22 aufgezählten Lohnunterlagen auch bis zu einem Monat nach der 
Beendigung der Entsendung oder Überlassung zu verlangen. Diese Unterlagen sind vom 
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Arbeitgeber oder Überlasser binnen 14 Tagen ab dem Zugang des Verlangens beim Arbeitgeber 
zu übermitteln, 

 5. im Falle der Entsendung mobiler Arbeitnehmer im Sinne der Richtlinie (EU) 2020/1057 nach 
Österreich die Übermittlung folgender Unterlagen nach der Beendigung der Entsendung über die 
mit dem Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) nach der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über 
die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur 
Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der Kommission („IMI-Verordnung“), ABl. Nr. L 316 
vom 14.11.2012 S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 2020/1055, ABl. Nr. L 249 
vom 31.07.2020 S. 17, und die Richtlinie (EU) 2020/1057, verbundene öffentliche Schnittstelle 
zu verlangen: 

 a) die in § 21a Abs. 2 aufgezählten Unterlagen (Fahrtenschreiberaufzeichnungen und 
Frachtbriefe), 

 b) den Arbeitsvertrag oder gleichwertige Unterlagen im Sinne des Art. 3 der 
Richtlinie 91/533/EWG über die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des 
Arbeitnehmers über die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden 
Bedingungen, ABl. Nr. L 288 vom 18.10.1991 S. 32, sowie – für den Kalendermonat oder die 
Kalendermonate der Entsendung – Lohnzettel (Gehaltsabrechnungen), 
Lohnzahlungsnachweise oder Banküberweisungsbelege (Zahlungsnachweis), Unterlagen 
betreffend die Lohneinstufung und Arbeitszeitaufzeichnungen (Zeiterfassungsbogen). 

Diese Unterlagen sind vom Verkehrsunternehmer binnen acht Wochen nach dem Tag der 
Aufforderung über die mit dem Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) verbundene öffentliche 
Schnittstelle zu übermitteln. 

 6. im Falle der Entsendung mobiler Arbeitnehmer im Sinne des Abkommens mit dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland nach Österreich die Übermittlung folgender 
Unterlagen nach der Beendigung der Entsendung über die mit dem Binnenmarkt-
Informationssystem (IMI) verbundene öffentliche Schnittstelle zu verlangen: 

 a) die in § 21a Abs. 2 aufgezählten Unterlagen (Fahrtenschreiberaufzeichnungen und 
Frachtbriefe), 

 b) den Arbeitsvertrag oder ein gleichwertiges Dokument, sowie – für den Kalendermonat oder 
die Kalendermonate der Entsendung – Lohnzettel (Gehaltsabrechnungen), 
Lohnzahlungsnachweise oder Banküberweisungsbelege (Zahlungsnachweis), Unterlagen 
betreffend die Lohneinstufung und Arbeitszeitaufzeichnungen (Zeiterfassungsbogen). 

Diese Unterlagen sind vom Verkehrsunternehmer binnen acht Wochen nach dem Tag der 
Aufforderung über die mit dem Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) verbundene öffentliche 
Schnittstelle zu übermitteln. 

 7. Einsicht in die Datenbank im Kompetenzzentrum LSDB zu nehmen; 

 8. Einsicht in die Datenbank des Dachverbandes der Sozialversicherungsträger zu nehmen, die der 
Speicherung der im Zusammenhang mit der Ausstellung eines PD A1 nach den Verordnungen 
(EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 übermittelten Informationen dient. 

 9. Einsicht in die Entsendemeldungen nach § 19a zu nehmen. 

(1a) Werden entgegen § 21a Abs. 2 Unterlagen nicht bereitgehalten oder nicht in elektronischer 
Form zugänglich gemacht, darf das Amt für Betrugsbekämpfung vom Verkehrsunternehmer die 
Übermittlung der nach § 21a Abs. 2 fehlenden Unterlagen abseits der mit dem Binnenmarkt-
Informationssystem (IMI) verbundenen öffentlichen Schnittstelle verlangen. Die Aufforderung zur 
Übermittlung kann auch nach § 41 Abs. 1a zugestellt werden. Die Unterlagen sind vom 
Verkehrsunternehmer binnen einer Woche nach dem Tag der Aufforderung in Papierform oder 
elektronischer Form zu übermitteln. Eine elektronische Form hat mit einem Format zu erfolgen, das für 
die Übermittlung der mit dem Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) verbundenen öffentlichen 
Schnittstelle erforderlich wäre. Im Falle einer nach diesem Absatz ergangenen Aufforderung findet für 
die von der Aufforderung umfassten Unterlagen Abs. 1 Z 5 lit. a und Abs. 1 Z 6 lit. a keine Anwendung. 

(1b) Wird bei einer Entsendung entgegen § 21a Abs. 1 die Meldung nach § 19a nicht bereitgehalten 
oder nicht in elektronischer Form zugänglich gemacht, darf – unbeschadet des Abs. 1a – das Amt für 
Betrugsbekämpfung vom Verkehrsunternehmer die Übermittlung der in Abs. 1 Z 5 lit. b oder Abs. 1 Z 6 
lit. b aufgezählten Unterlagen auch abseits der mit dem Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) 
verbundenen öffentlichen Schnittstelle verlangen. Die Aufforderung zur Übermittlung kann auch nach 
§ 41 Abs. 1a zugestellt werden. Die Unterlagen sind vom Verkehrsunternehmer binnen acht Wochen nach 
dem Tag der Aufforderung in Papierform oder elektronischer Form zu übermitteln. Eine elektronische 
Form hat mit einem Format zu erfolgen, das für die Übermittlung der mit dem Binnenmarkt-
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Informationssystem (IMI) verbundenen öffentlichen Schnittstelle erforderlich wäre. Abs. 1 Z 5 und 6 
bleibt unberührt, jedoch ersetzt eine Aufforderung nach Abs. 1 Z 5 lit. b oder Abs. 1 Z 6 lit. b eine 
Aufforderung nach diesem Absatz. 

(2) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat die Ergebnisse der Erhebungen in Bezug auf die 
Lohnkontrolle dem Kompetenzzentrum LSDB zu übermitteln und auf Ersuchen des Kompetenzzentrums 
LSDB konkret zu bezeichnende weitere Erhebungen zu übermittelten Erhebungsergebnissen oder 
Erhebungen auf Grund von begründeten Mitteilungen durch Dritte durchzuführen. 
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